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Personalratswahlen
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Hauptpersonalratswahl
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HESSEN

Mecklenburg-Vorpommern 3./4. Mai 2021
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Hessen 11. Mai 2021
Bayern 22. Juni 2021

Mecklenburg-Vorpommern 3./4. Mai 2021
Saarland 5. Mai 2021
Hessen 11. Mai 2021
Bayern 22. Juni 2021
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Besoldungsanpassung ab Januar 2021

Besoldungsallianz aktiv

Erfah-
rungs-
zeiten

2 Jahre 3 Jahre 4 Jahre

in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 7 
2 Jahre

in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 8 
3 Jahre

BesGr. Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8

A 4
A 5
A 6
A 7
A 8
A 9

A 10
A 11
A 12
A 13
A 14
A 15
A 16

2.235,04
2.251,38
2.300,95
2.394,76
2.532,88
2.687,36
2.882,76
3.303,53
3.550,04
4.193,05
4.414,10
5.414,81
5.980,15

2.302,07
2.332,62
2.369,32
2.460,51
2.705,22
2.779,93
3.005,65
3.495,10
3.914,41
4.408,76
4.691,40
5.694,79
6.272,19

2.359,22
2.390,82
2.498,55
2.542,91
2.814,25
2.923,24
3.206,91
3.689,36
4.013,56
4.624,43
4.998,20
5.858,23
6.494,56

2.416,26
2.451,75
2.564,52
2.692,63
2.923,24
3.086,80
3.410,74
3.884,94
4.278,81
4.841,44
5.271,47
6.051,14
6.716,96

2.446,71
2.511,24
2.624,02
2.783,89
3.084,17
3.206,91
3.559,43
4.013,56
4.400,70
5.045,08
5.457,69
6.244,05
6.938,00

2.479,54
2.574,79
2.692,63
2.861,06
3.171,66
3.355,75
3.708,13
4.152,89
4.637,82
5.141,54
5.637,19
6.435,61
7.160,36

2.536,59
2.631,67
2.753,47
2.921,94
3.238,26
3.442,87
3.844,78
4.319,00
4.728,91
5.345,16
5.830,11
6.592,35
7.382,74

2.612,73
2.686,31
2.818,17
3.030,91
3.302,23
3.527,26
3.957,30
4.420,80
4.893,71
5.452,31
6.028,36
6.821,44
7.601,12

Besoldungsgruppe A Grundgehaltssätze (Monatsbeiträge in Euro) Gültig ab 1. Januar 2021

D ie Besoldungsallianz in Ber-
lin wurde notwendig, um mit 
dem Sach- und Fachverstand 

der Spitzenorganisationen von dbb 
beamtenbund und tarifunion und 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund, 
aber auch dem Deutschen Richter-
bund, auf die finanziellen Missstände 
im Bereich der Richter- und der Be-
soldungsordnung A hinzuweisen

Die vor 15 Jahren durch die Föderalis
musreform umgesetzte Länderzustän
digkeit und den sich daraus ergebenden 
unterschiedlichen Bezahlungsstruktu
ren in den Ländern und beim Bund, hat 

die Besoldungsanpassung bundesweit 
in eine erhebliche Schieflage gebracht. 
Der Föderalismus treibt weiterhin sei
ne Blüten, in Berlin auf jeden Fall zum 
Nachteil der Beschäftigten.

Trotz deutlicher Besoldungszuwächse 
in den letzten Jahren, bleibt der Ab
stand in der Grundbesoldung im Ein
gangsamt und den Erfahrungsstufen 
gegenüber anderen Bundesländern und 
dem Bund deutlich sichtbar.

Die Einkommensrunde der Länder 
startete im Herbst 2020. Zuletzt wurde 
der Tarifvertrag in den Ländern (TV
L) im Jahr 2019 verhandelt und war 
inhaltsgleich, aber nicht zeitgleich auf 

die Beamtinnen und Beamten, Versor
gungsempfänger/innen und Anwärter/
innen übertragen worden. 2019 wurde 
die Besoldung zum 1. 4. und im Jahr 
2020 zum 1. 2. rückwirkend angepasst.

Derzeit verhandeln die Teilnehmer 
der Besoldungsallianz in diversen Vi
deokonferenzen, mit den Fraktionen 
im Abgeordnetenhaus über die Besol
dungsanpassung. 

Dabei ist es ganz besonders wichtig, 
dass die Parteien in einem zukünftigen 
Ko alitionsvertrag entsprechende Vor
gaben festlegen.

Der BSBD Berlin wird über die aktu
elle Situation berichten.  ■

Corona-Schutzimpfung für Justizvollzugsbeschäftigte
Auch externe Mitarbeiter/-innen gehören zum Kreis der Impfberechtigten

Der BSBD Berlin begrüßt ausdrück-
lich die Entscheidung, den Beschäf-
tigten im Justizvollzug die Möglich keit 
zu eröffnen, sich an allen Stand orten 
der Impfzentren in Berlin frei willig 
impfen zu lassen.

Nachdem am 12. Februar 2021 be
reits alle Kolleginnen und Kollegen des 
Krankenpflegedienstes eine Einladung 
zum Impfen erhalten haben, wurde das 
Angebot nun ausgeweitet.

Die Senatsverwaltung für Justiz, Ver
braucherschutz und Antidiskriminie
rung, aber auch die Vollzugsanstalten 
hatten die Beschäftigten in entspre
chenden Rundschreiben über das wei
tere Verfahren informiert.

U. a. gehören laut Entscheidung vom 
18. 3. 2021 zu dem Kreis der in Frage 

kommenden Personen auch die Exter
nen im Justizvollzug, wie zum Beispiel 
die Seel sorger/innen und die externen 
Mitarbeiter/innen im Bereich Beschäf
tigung und Qualifizierung. In welchem 
Umfang weiteren externen Mitarbeiten
den eine CoronaSchutzimpfung ange
boten werden kann, wird vom verfüg
baren Kontingent und dem Verlauf der 
Infektion abhängen. 

Die für die Schutzimpfung erforder
lichen Unterlagen – Aufklärungsmerk
blatt, Datenschutzinformation, Fragen 
und Antworten zur CoronaImpfung 
sowie die Erklärung zur Anamnese 
mit Impfeinwilligung variieren je nach 
dem ausgewählten Impfstoff und wur
den den Beschäftigten elektronisch zur 
Verfügung gestellt. Der BSBD Berlin 
begrüßt, dass nach kurzer Verzögerung 

auch wieder der Vektor-Impfstoff As-
traZeneca verimpft werden kann und 
alle ausgefallenen Termine umgehend 
nachgeholt werden können. Bereits im 
Februar hatte der BSBD Berlin sich an 
den Justizsenator gewandt und auch 
gegenüber der Abteilungsleitung die 
Möglichkeit des Impfens für die Kolle
ginnen und Kollegen im Justizvollzug 
eingefordert. 

Dies wurde durch positive Fälle in 
den Vollzugsanstalten dringend not
wendig, zudem auch die Polizei und 
die Feuerwehr mit nicht verwendetem 
Impfstoff behandelt wurden.

Für den BSBD Berlin trägt die Ent
scheidung maßgeblich zur Sicherheit in 
den Anstalten bei und gibt auch den Be
schäftigten eine Sicherheit im Berufs
alltag!  ■
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dbb Berlin: Gleichbehandlung bei Impfungen eingefordert
Fallen in Berlin Privatversicherte durchs Raster ?

„Der dbb beamtenbund und tarifuni-
on berlin fordert, dass die Privatver-
sicherten nicht schlechter gestellt 
werden dürfen, als die Versichterten 
in der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung. Wir fordern die Fraktionen 
im Abgeordnetenhaus auf, hier um-
gehend initiativ zu werden“, fordert 
dbb Landeschef Frank Becker.

Gleichtzeitig forderte der dbb beam-
tenbund und tarifunion berlin eine 
Intitiative der Mitglieder des Ausschus
ses für Gesundheit, Pflege und Gleich
stellung. 

Laut einer Presseinformation des Ver
bandes der Privaten Krankenversiche-
rungen (PKV) vom 28. Februar 2021 
soll in der Hauptstadt die Kassenärzt
liche Vereinigung die Impfeinladungen 
für chronisch Kranke zwischen 65 und 
70 Jahren übernehmen. So würden 
viele Impfberechtigte ausgeschlossen. 

Die PKV in ihrer Pressemitteilung 
wörtlich: „Um den Patienten den Gang 
zum Arzt und den Medizinern die Bü
rokratie zu ersparen, hat sich in Berlin 
die Kassenärztliche Vereinigung (KV) 
mit der Senatsverwaltung für Gesund
heit geeinigt, dass die KV anhand ihrer 
Abrechnungsdaten die Einladungen für 
chronisch Kranke zwischen 65 und 70 
Jahren übernimmt. Impfberechtigt in 
dieser Gruppe seien etwa 60.000 Berli
ner, heißt es in einer Erklärung der KV. 
Die ersten Einladungen mit Terminbu
chungscode sind verschickt. 

Das Verfahren hat aber mehrere Ha
ken: Die Informationen aus Kliniken so
wie jene zu unbehandelten Leiden wie 
Übergewicht fließen nicht mit ein. 

Vor allem aber schließt das Vorge-
hen Privatversicherte aus, über de-
ren Abrechnungsdaten die KV nicht 
verfügt. Damit sind auch (ehemalige) 
Ärzte, Beamte und Landesbedienstete 

wie Polizisten oder Lehrer außen vor. 
Kritisch könnte das Vorgehen werden, 
wenn es auf jüngere Vorerkrankte aus
geweitet wird, die noch aktiv im Dienst 
sind. Dann fielen ausgerechnet die
jenigen durch das Raster, die seitens 
ihres Dienstherrn besonders geschützt 
werden sollen und in der Pandemie an 
vorderster Front arbeiten: privatver
sicherte Ordnungskräfte, Lehrer oder 
medizinischpflegerisches Personal. 

Auf diese Fallstricke weisen die pri
vaten Krankenversicherungen (PKV) 
hin. Der Berliner Plan setze sich über 
die Corona-Impfverordnung hinweg, 
„denn der Kreis der Berechtigten, die 
über Impftermine informiert werden, 
wird auf gesetzlich Versicherte be-
schränkt“, sagt PKVVerbandsdirektor 
Florian Reuther. „Damit würde der 
Senat Privatversicherte ausgrenzen, 
beispielsweise auch Beamtinnen und 
Beamte.  ■

dbb berlin:

Verunglückter Vorstoß der Senatorin Elke Breitenbach
Einstellungsvoraussetzungen sind: Eignung, Befähigung und fachliche Leistung

Vermutlich hat die Berliner Senatorin 
für Integration, Arbeit und Soziales, 
Elke Breitenbach, durchaus akzepta-
ble Absichten mit ihrem Vorstoß für 
die Einführung einer Ausländerquo-
te im öffentlichen Dienst verfolgt, 
über den Tellerrand geschaut hat 
sie dabei allerdings ganz bestimmt 
nicht. Denn auch als Nichtjuristin, 
aber doch immerhin Politologin 
sollte sie wissen, dass grundgesetz-
liche Vorschriften nicht kurzerhand 
durch beliebige Quotenregelungen 
auszuhebeln sind. 

Und genau darum geht es: Die von Se
natorin Breitenbach (Die Linke) vor
geschlagene Migrationsquote für Ein
stellungen in den öffentlichen Dienst 
würde die entscheidenden Einstellungs
voraussetzungen aushöhlen, nämlich 
die verfassungsrechtlich abgeleiteten 
Grundsätze von Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung. Und das ganz 
ohne Not, denn wie dbb Landeschef 
Frank Becker zu der Breitenbach-Ini-
tiative unmissverständlich klargestellt 
hat: „Einstellungen in den öffentlichen 
Dienst sind wegen der strengen ge
setzlichen und verfassungsrechtlichen 
Vorschriften durchweg diskriminie
rungsfrei. Für Menschen mit Migra
tionshintergrund gilt – wie für alle an

deren auch – das Gleichstellungs und 
Diskriminierungsverbot. Einer geson-
derten Gesetzgebung bedarf es nicht.“

Warnung vor Misstrauen  
und Vorurteilen
Umso weniger sind Spezialvorschriften 
nötig, da die geltenden rechtlichen Vor
gaben nach Feststellung des dbb berlin 
in Berlin uneingeschränkt Anwendung 
finden. „Andernfalls würde längst eine 
Vielzahl von Klageverfahren etwaige 
Missstände aufgezeigt haben“, zeigte 
sich Becker überzeugt. 

Der Vorstoß von „Senatorin Brei-
tenbach ist allenfalls geeignet, unbe-
rechtigtes Misstrauen und Vorurteile 
gegenüber dem öffentlichen Dienst zu 
schüren.“ Auch hätten der dbb berlin 
und seine Mitglieder in den Personal
räten stets ein sehr waches Auge da
rauf, dass Einstellungen rechtssicher 
und diskriminierungsfrei durchgeführt 
werden. „Den mit dem Vorschlag von 
Senatorin Breitenbach intendierten 
Vorwurf der Diskriminierung bei Ein
stellungen weisen wir deshalb entschie
den zurück“, unterstrich Becker.

Klare Absage vom Innensenator
Eine klare Absage hatte auch der zu
ständige Innensenator Andreas Geisel 
den „abenteuerlichen Überlegungen“ 

von Breitenbach zur Einstellung in den 
öffentlichen Dienst im „Tagesspiegel“ 
erteilt: „Unser Grundgesetz sagt, nie
mand darf bevorteilt oder benachtei
ligt werden aufgrund seiner Herkunft, 
seines Geschlechts, Ethnie, Sexualität.“ 
Bei Frauen und Menschen mit Behin
derungen habe man das durch Gesetze 
ergänzen können. Vergleichbar har
ten Kriterien halte der Migrationshin
tergrund als freiwillige Angabe nicht 
stand. „Gut gemeint ist nicht gut ge-
macht“, so Geisel wörtlich.

Recht bleibt unangetastet
Durchgesetzt haben sich am Ende Recht 
und Vernunft: Statt einer festen Quote 
sollen im neuen Partizipations und Mi
grationsgesetz nun „auf der Grundlage 
von Datenerhebungen auf freiwilliger 
Grundlage Förderpläne und Zielvor
gaben für alle öffentlichen Stellen des 
Landes Berlin“ eingeführt werden. 

Erleichtert zeigte sich Frank Becker 
über das Ergebnis. Der dbb Landeschef 
wörtlich: „Wir begrüßen ausdrücklich, 
dass Innensenator Geisel ein wach
sames Auge in der Angelegenheit unter 
Beweis gestellt und das Grundgesetz 
hinsichtlich ‚Eignung, Befähigung 
und fachliche Leistung‘ für eine Tä-
tigkeit im Beamtenverhältnis sauber 
interpretiert hat.“  ■
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Personalbestand des unmittelbaren Landesdienstes Berlin
Voraussichtlich 44 % Altersabgänge in den nächsten 10 Jahren zu erwarten
Die zuständige Senatsverwaltung für 
Finanzen legt jedes Jahr eine Statis-
tik über den Personalbestand des 
Landes Berlin vor. Die aktuelle Statis-
tik ist vom Januar 2020.

In der Statistik ist auch ein zahlenmä
ßiger Über blick, wieviele Beschäftigte 
in den kom menden Jahren voraussicht
lich das Pen sions bzw. Rentenalter 
erreichen werden. Angenommen wird 
ein durchschnittliches Pensions bzw. 
Rentenein trittsalter im unmittelbaren 
Landesdienst Berlin von rund 64 Jah
ren und bei Beamten und Beamtinnen 
der Polizei, der Feuerwehr und des Jus
tizvollzuges (ohne Justizvollzugskran
kenhaus) ein durchschnittliche Pensi
onseintrittsalter von rund 61 Jahren.

Nicht alle unbefristeten Beschäftig
ten, die das 64. Lebensjahr erreichen, 
scheiden zu diesem Zeitpunkt aus. Neu
einstellungen nach dem Januar 2020 
und vorzeitige Austritte sind in den Vo
rausberechnungen nicht berücksichtigt.

Für den Justizvollzug bedeutet das 
ein Personalabgang von 44,1 % inner-
halb von 10 Jahren (2019 – bis 2029). 
Von den derzeit 2.657 Beschäftigten 
werden 1.128 in den regulären Ruhe-
stand eintreten.

Vor allem die JVA Plötzensee (ohne 
Justizvollzugskrankenhaus 50,9 %) und 
die Jugendstrafanstalt (49,0 %) wer
den nach diesen offiziellen Angaben 

den größten Personalverlust zu ver
zeichnen haben. 

Es folgen die weiteren Berliner Voll
zugsanstalten: JVA Offener Vollzug 
47,7 %, JVA Tegel 45,8 %, Jugendar-
restanstalt 42,3 %, JVA Frauen 37,9 %, 
JVA Moabit 36,6 % und die JVA Heide-
ring 36 %.

Damit bestätigen sich die Befürch
tungen des BSBD Berlin, dass der Jus
tizvollzug unter erheblichem Personal
mangel in den nächsten Jahren leiden 
wird. Schon jetzt gibt es große Pro
bleme, neue Mitarbeiter/innen für den 
Bereich des Krankenpflegedienstes, der 
Ärzte/innen und des allgemeinen Ver
waltungsdienstes zu gewinnen.

Aussagen des Finanzsenators  
sind nicht nachvollziehbar
Auch die Bereiche Schulen und Werk
dienste, die eigentlich personell aus
gebaut werden müssten, werden Pro
bleme bekommen die entsprechenden 
Stellen qualifiziert zu besetzen.

Völlig unverständlich sind für den 
BSBD Berlin die Aussagen des Finanz-
senators Kollatz (SPD), dass bis 2028 
die größte Gruppe im Rahmen des de
mografischen Wandels überwunden ist 
und die Zahl der Beschäftigten, die aus
scheiden, dann rückläufig ist. Zudem 
sei Berlin keine wachsende Stadt mehr 
und benötigt daher auch kein zusätz
liches Personal. 

Schon jetzt können einige Bereiche der 
Justiz ihre Aufgaben nicht mehr effizi
ent erledigen. Zusätzliche gesetzliche 
Vorgaben sind dabei nicht berücksich
tigt und werden zukünftig sicherlich 
auch nicht weniger werden. Da die Jus-
tiz und somit auch der Jus tizvollzug, 
zu den wichtigsten gesellschaftlichen 
Grundlagen und Prin zipien gehören 
und Recht und Gerechtigkeit wider-
spiegeln, sind diese Aussagen für den 
BSBD Berlin nicht nachvollziehbar. 

Derzeit werden in den Behörden die 
Grundlagen für den Doppelhaushalt 
2022/2023 gelegt. In der sogenannten 
Dienstkräfteanmeldung (DKA) ist da
mit zu rechnen, dass aufgrund Corona
bedingter Ausgaben der Justizvollzug 
„eine Handvoll“ zusätzlicher Stellen 
erhalten wird. Die weiter gestiegenen 
Aufgaben und die notwendigen Be-
wertungen werden wieder nicht be-
rücksichtigt. Notwendige Chancen 
und Perspektiven vertan und nicht 
ergriffen.

Der BSBD Berlin bedauert, dass in 
Zeiten als das Land Berlin durch Steu
ermehreinahmen bundesweit hervor
ragend dastand, von Seiten des Senats 
keine dauerhaften, Entscheidungen 
getroffen wurden, die für den Justiz
vollzug Verlässlichkeit und Planungssi
cherheit ermöglicht hätten. Der BSBD 
Berlin wird sich aber auch weiterhin 
genau für diese Ziele einsetzen.  ■

Jugendarrestanstalt Berlin

Umzug in den sanierten Altbau – neues Jugendarrestgesetz
Bereits im Jahr 2015 hat sich Berlin 
und Brandenburg auf einen Staats-
vertrag über einen gemeinsamen Ju-
gendarrest zwischen den Bundeslän-
dern verständigt.

Die damals zielorientierte Zusammen
arbeit mit Brandenburg und die da
durch erreichten Synergieeffekte hat
ten aus Berliner Sicht in den letzten 
Jahren nur einen Makel: Die Jugend
arrestanstalt musste zweimal umzie
hen, um nun zum Jahresbeginn wieder 
an ihren ursprünglichen Standort in 
Lichtenrade in den sanierten Altbau mit 
nur 31 Arrestplätzen, „heimzukehren“.

Zwischenzeitlich war der Jugend
arrest in dem heutigen „Abschiebege
wahrsam“ der Polizei und danach im 
Haus G der JVA Plötzensee unterge
bracht. Der Druck war anscheinend 
groß, um diese „Zwischenlösung“ zu 
beenden. Im Februar haben nun die 

Kolleginnen und Kollegen selber die 
Koffer gepackt und tatkräftig beim Um
zug mitgeholfen. 

Zwischenzeitlich wurde ein Presse
termin zwischen der Staatssekretärin 
Dr. Brückner aus Berlin und Dr. Lei-
wesmeyer aus Brandenburg verein
bart, um die offizielle Eröffnung be
kannt zu geben.

Neues (altes) 
Jugendarrestgesetz
Zu dem zwischenzeitlich vorliegen den 
Entwurf des Jugendarrestgesetzes hat
te der GPR Stellung bezogen. Berlin hat 
nun als letztes Bundesland endlich ein 
eigenes Gesetz auf den Weg gebracht, 
das sehr ähnlich mit den gesetzlichen 
Strukturen anderer Bundesländer ist.

Für den BSBD Berlin ist es umso er
staunlicher, dass man so lange für den 
Entwurf benötigt hat. In der Stellung
nahme wurden vor allem die möglichen 

Sicherheitsmaßnahmen und die Anpas
sung an die baulichen Strukturen her
vorgehoben.

Der Gesamtpersonalrat der Berliner 
Justiz, der bei den „Zwischenlösungen“ 
der Standorte beteiligt worden war, 
wurde weder über den Stand der Um
baumaßnahmen noch über den Umzug 
informiert. Es bleibt zu hoffen, dass die 
noch vorhandenen Baumängel in dem 
alten Gebäude und die strukturellen 
Probleme bald gelöst sind, damit die 
Arrest anten sich genauso wohl fühlen, 
wie die Beschäftigten, die dort jeden 
Tag ihren Dienst leisten!

Der BSBD Berlin bedankt sich bei 
den Kolleginnen und Kollegen im Ju
gendarrest für die geleistete Arbeit 
und hofft, dass der jetzige Standort ein 
dauerhafte für die Jugendarrestanstalt 
Berlin/Brandenburg bleibt. 

Die Einweihungsparty wird sicherlich 
nachgeholt!  ■
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Einstellung im Beamtenverhältnis – Neue Altersgrenze 
BSBD Berlin befürchtet Nachteil für den Justizvollzug

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Neuregelung dienstrechtlicher Ein-
stellungshöchstaltersgrenzen wird 
ab dem 1. Januar 2021 die Alters-
grenze für die Einstellung verbe-
amteter Dienstkräfte in den Dienst 
Berlins von bisher generell 50 Jahren 
individuell auf das vollendete Le-
bensjahr festgelegt, das 20 Jahre vor 
der Altersgrenze für den Eintritt in 
den Ruhestand liegt.

Wenn der Einstellung als Beamter auf 
Probe unmittelbar ein Beamtenverhält
nis auf Widerruf vorausgeht, ist dessen 
Beginn für die Berechnung der Alters
grenze maßgeblich. Gleiches gilt für die 
Umwandlung eines Beamtenverhält
nisses auf Widerruf in ein Beamtenver
hältnis auf Probe. 

Bei länderübergreifenden Diensther
renwechseln gilt weiterhin, dass die für 
die Übernahme vorgesehene Person 
das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat.Voraussetzung ist außerdem, dass 
eine Versorgungslastenteilung mit dem 

abgebenden Land stattfindet. Die Rege
lung soll den Dienststellen des Landes 
Berlin die Möglichkeit eröffnen, auch 
lebensältere erfahrene Beamtinnen und 
Beamte zu gewinnen. 

Bis dato hatte der Justizvollzug eine 
Ausnahmeregelung, die eine Neuein
stellung bis zum 45. Lebensjahr ermög
lichte. Diese Regelung ist nun auf-
gehoben worden. Der BSBD Berlin 
befürchtet, dass die neue Regelung 
sich nachteilig für den Justizvollzug 
auswirkt. Die Möglichkeit der Ausnah
me muss sofort für alle Beschäftigten 
gelten, die bereits eingestellt sind und 
sich auf dem Weg ins Beamtenverhält
nis befinden. Gleichzeitig muss gerade 
in den schon jetzt vorhandenen Man
gelberufen, wie z. B. im Krankenpfle
gedienst oder in den Berufen für den 
Werkdienst, die Ausnahmereglung im 
Einzelfall angewandt werden. 

Sowohl bei der Einstellung als auch 
bei der länderübergreifenden Verset
zung sieht das Gesetz Ermächtigungen 
zu Ausnahmeregelungen für die zustän

dige Senatsverwaltung für Finanzen 
vor. So sind Ausnahmen gerechtfertigt, 
wenn keine Bewerbungen geeigneter 
jüngerer Personen vorliegen und ohne 
die Besetzung der Stelle die Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben ernsthaft gefähr
det wäre. 

Ausnahmen können ferner zugelas
sen werden, wenn im Hinblick auf die 
Bedeutung des Aufgabengebietes eine 
besonders qualifizierte Person gewon
nen werden soll. 

Um Benachteiligungen von Bewerbe
rinnen und Bewerbern, die ein Kind be
treuen oder einen nahen Angehörigen 
gepflegt haben, zu vermeiden, erhöht 
sich die Altersgrenze. 

Zeiten einer tatsächlichen Kinderbe
treuung werden bis zu einem Jahr für 
jedes Kind unter 18 Jahren angerech
net. Zeiten tatsächlicher Pflege von 
nach ärztlichem Gutachten pflegebe
dürftigen nahen Angehörigen erhöhen 
die Altersgrenze bis zu einem Jahr für 
jeden nahen Angehörigen, höchstens 
jedoch um insgesamt drei Jahre.  ■

Änderung des Personalvertretungsgesetzes
Sicherstellung eines ungehinderten Ablaufes der Personalratssitzungen
Mit dem Entwurf eines Dringlich-
keitsantrages haben die Fraktionen 
von SPD, CDU, Die Linke, Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP eine Än-
derung des Personalvertretungsge-
setzes eingebracht. 

Der BSBD Berlin befürwortet die Än
derung und die damit verbundene 
Klarstellung des Personalvertretungs
gesetzes. Die Dienststellenleiter sind 
aufgefordert, nunmehr alles zu tun, um 
den ungehinderten Ablauf der Perso
nalratssitzungen zu gewährleisten. Die 
Änderung soll den personalvertretungs
rechtlichen Interessenvertretungen in 
der aktuellen CoronaZeit die Möglich
keiten eröffnen, ihre durch das Gesetz 
festgelegten Präsenssitzungen auch 
durch Video oder Telefonkonferenzen 
durchzuführen. Dazu soll der § 31 nach 
Absatz 3 folgender Absatz 4 eingefügt 
werden: „Auf Veranlassung des Per-
sonalrates können Personalratsmit-
glieder mittels Videokonferenzen und, 
sofern notwendig, mit telefonischer 
Zuschaltung an Sitzungen teilnehmen, 
wenn Einrichtungen genutzt werden, 
die in Abstimmung mit der Dienststel-
le zur Nutzung für Videokonferenzen 
und, sofern notwendig, zur telefo-
nischen Zuschaltung geeignet sind.“

Eine Aufzeichnung ist unzulässig. Per
sonalratsmitglieder, die mittels Video 
oder Telefonkonferenz an Sitzungen 
teilnehmen, gelten als anwesend. § 37 
Absatz 1 Satz 3 findet mit der Maßgabe 
Anwendung, dass der Vorsitzende vor 
Beginn der Beratung die zugeschalteten 
Personalratsmitglieder feststellt und in 
die Anwesenheitsliste einträgt. In dem 
Antrag heißt es weiter: „Die Regelung 
dient dem Erhalt der Handlungs- und 
Beschlussfähigkeit des Personalrates, 
wenn Präsenzsitzungen nicht durch-
geführt werden können.“ Eine gleich
lautende Fassung gilt auch für die Ju
gend und Auszubildendenvertretung.

Der Hauptpersonalrat des Landes 
Berlin und die Gewerkschaften haben 
bereits seit dem ersten Lookdown, den 
Senat zum Handeln aufgefordert und 
eine Änderung des Personalvertre
tungsgesetzes eingefordert. Das wäre 
aus Sicht der Gewerkschaften auch für 
die im letzten Jahr durchgeführten Per
sonalratswahlen notwendig gewesen. 
Die Änderung der Wahlordnung im 
Hinblick auf eine „nur Briefwahl“ hät
te mehr Sicherheit im Ablauf der Wahl 
und der Gesundheit gebracht.

Leider war der Senat damals bera
tungsresistent. Nunmehr konnte wenig
stens nach einer langen Diskussion der 

Schutz der Personalratsmitglieder im 
Rahmen des Infektionsschutzes auch 
ins Personalvertretungsgesetz Einzug 
halten.

Im Antragsentwurf zur Gesetzes
änderung heißt es weiter: „Weil der 
Personalrat nur von der Dienststelle 
zur dienstlichen Nutzung freigege-
bene An lagen nutzen darf, darf der 
Personalrat davon ausgehen, dass 
diese Anforderungen erfüllt sind. Die 
Nutzung auf dem Markt verfügbarer, 
jedoch nicht für den Einsatz in der 
Dienststelle freigegebener Produkte ist 
tatbestandlich ausgeschlossen.“ Das 
bedeutet, der Dienstherr / Arbeitgeber 
hat den Personalrat mit einer entspre
chenden Technik so auszustatten, dass 
es allen Mitgliedern möglich ist, an den 
Personalratssitzungen teilzunehmen.

„Während der Regierende Bürgermeis
ter Michael Müller (SPD) nicht müde 
wird, die Arbeitgeber aufzufordern, die 
Beschäftigten ins Homeoffice zu schi
cken, sind die Arbeitgeber im öffentli
chen Dienst dazu nicht Willens oder in 
der Lage. Nach wie vor fehlt es an der 
technischen Ausstattung im gesamten 
Justizvollzug, um die Forderung des 
Landeschefs umzusetzen“, kritisierte 
der BSBDLandeschef, Thomas Goiny, 
die Forderungen der Politik.  ■
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